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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 5. Juli 1862. 


Telegrapbifche Depeſchen und Nachrichten. 

bat Fran furt a. M., 4. Juli. Nach dem „Frankf. Journal“ 

Aufhebr befien-bomburgijche Regierung in ihrer heutigen Sißung die 

Auſd ung der Spielbank in Homburg zu beantragen beſchloſſen. Die 
uf . ſoll bald erfolgen. 

lien eng 3. Juli, Abends. Die Anerkennung des Königreichs Ita⸗ 

den. De Rußlands iſt durch ein offizielles Telegramm notificirt wor: 

findet r ruſſiſche Geſandte iſt noch nicht eingetroffen, aber er be- 
ſich bereits unterweges. 

Nachricht oo agen, 4. Juli, Vorm. „Dagbladet“ dementirt die 
0 von einer Octroyirung der Geſammtſtaatsverfaſſung mit dem 
> en, daß weder die Rede davon geweſen, noch unter der jetzigen 
ung daran gedacht worden fei. 

bereien Han tiuopel, 28. Juni. In Theſſalien finden fortwährende Räu⸗ 
e e n de kee N eee 

übernehmen. Auch bedeutende Verſtärkungen wurden abgeſchickt. In 


| veranada, Kafali Damaskus, haben Druſen und Beduinen mehrere Morde 


rauf die Chriſten von dort und Haſchleya die Flucht ergriff 

0 g x Flucht ergriffen. Im 

Mehrere m Libanons wurden neue Umtriebe entdeckt, worauf Daud Paſcha 
ra itglieder der Familie Joſeph Karam's verhaften ließ. 

Landſtriches her Landwirth hat die Pforte um Abtretung eines großen 
a es auf Cypern für Baumwollenbau erſucht. 

iſt hi vrna, 27. Juni. Die öſterreichiſche Corvette „Erzherzog Friedrich“ 

der angekommen. 


17. , Landtags- Verhandlungen. 

Pen. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (4. Juli). 
v. d. 5 Grab ow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Am Miniftertifche: 

9 v. Jagow, v. Holzbrinck. . 
Schifſbarm en Antrag der Abgg. Müller (Anklam) und Genoſſen, betreffend 
our der Oder, ſoll auf Vorſchlag des Abg. Wachsmuth die 
agesordnung ohne Vorberathung im Hauſe ſelbſt eintreten. Auf der 
Die ing ſteht die bekannte Petition des Dorfgerichts zu Dürrgoy. 
beantragt zu erklären, daß die betreffenden Reſcripte der 
rwartun reslau ungeſetzliche Wahlbeeinfluſſungen enthalten und die 
; 8 auszuſprechen, daß die königl. Staatsregierung in Zukunft ſolchen 

im ont Die lichen 8 handl ber die vorl B 
tion ha : Die peinlichen Verhandlungen über die vorliegende Peti⸗ 
der anne dermieven werden können, wenn der Miniſter des Innern bei 
derfaſſungsn atte die von ihm erwartete Erklärung abgegeben hätte, daß die 
eſcript des digen Wahlbeſchränkungen, welche doch unzweifelhaft in dem 
taatsregi Präſidenten v. Prittwitz enthalten ſeien, nicht im Sinne der 
trotz der 1 erung geweſen ſeien. Eine Beeinträchtigung der Wahlfreiheit ſei 
Beſchränkun dem minifteriellen Wahlerlaß enthaltenen Erklärung, eine ſolche 
aufgeſordert nicht ausüben zu wollen, doch darin enthalten, wenn die Beamten 
erium n werden. in keinem anderen, als dem dem gegenwärtigen Mini⸗ 
an Sinne bei den Wahlen zu wirken, fo wie darin, daß die 
gegenwärtige Min in den Wahlkampf bineingezogen worden ſei. Das 
mit den Anſich iniſterium verlange eine Uebereinſtimmung der Beamten 
das Land p ten der jeweiligen Miniſter; es würde aber ſchlimm um 
wechſel lt fein, wenn die Beamten immer den Geſinnungs⸗ 
rung eines Mu des Staatsminiſteriums, oder gar die Geſinnungs⸗Aende⸗ 
ferium Mant iniſters mit durchmachen wollten, der bereits ſeit dem Mini⸗ 
euffel bei allen äußeren Wandlungen im Amt geblieben ſei.— 


Ref. w 
des g endet ſich dann zu den Wahlerlaſſen der anderen Miniſter, namentlich 


terpelitt, nuiniſters, Es 


t ſei bedauerlich, daß derſelbe, obwohl mehrfach in: 
en in den ee Erklärungen darüber abgegeben habe, in welcher Weiſe er 
getreten ſei ontrolverſammlungen ausgeübten Wahlagitationen entgegen⸗ 
müſſen in einer ine ſolche Erklärung hätte um ſo mehr erwartet werden 
eerweſen kung wo die Staatsregierung die Geldforderung für das 
niſterium für fi mehr ſteigere. — Die conſervative Partei, welche das Mi⸗ 
zu dem man auf aufgerufen habe, ſei nur die reactionäre und der Kampf, 
1 Worber fen, ſei viel mehr gegen die verfaſſungstreue, altliberale Par⸗ 
e Mini als gegen die demokratiſche. Man könne es nicht glau⸗ 
niß von dem gebaß wie er in der Adreßcommiſſion erklärt, keine Kennt⸗ 
licher Eigenſchaft abt habe, was ſeine Commiſſarien und Beamten in amt⸗ 
von gewußt, | be prochen und gethan haben; hätte aber der Miniſter da⸗ 
iniſter ſich hierzu e, man wohl eine W erwarten müſſen, wie der 
weite ſeines Erla u verhalte. Der Miniſter habe ſich aber in der Trag⸗ 
en geirrt, ein Jutz und in der Verläßlichkeit der ihm untergebenen Behoͤr⸗ 
i die hum, den er nicht habe bekennen wollen. — Das Rechts⸗ 
aber das Bewußtſe e jüngſten Wahlagitationen aufs Tiefſte verletzt worden: 
kräftigt bervorge Bi für Recht und Verfaſſung ſei aus dieſem Kampfe ge⸗ 
rerlite entpätt ir ngen, (Bravo.) — Die vom Präſidenten vorgeleſene Red⸗ 
iniſter de 
Herrn Refer n Jagow: Ich kann, den Ausführungen des 
rungspraſddenten bir nicht se daß in dem Erlaß des Regie: 
enthalten ift, denn det id, eine widerrechtliche Beeinträchtigung der Wahlen 
{ ausgegange egierungspräſident nimmt auf den Erlaß Bezug, 
der Regierung liege, Ye Wißlund dieſer jagt, daß es nicht in der Abſecht 
keit). Aber ſelbſt wenn e ahlfreiheit irgendwie zu beeinträchtigen (Heiter⸗ 
der Behörde jeder Zweifel dor Fall wäre, fo iſt vurch die weitere Eröffnung 
drücklich geſagt worden, daß I beſeitigt, denn es iſt den Petenten aus⸗ 
eberzeugung ausüben möchten dr politijches Wablrecht lediglich nach ihrer 
von meiner Seite am 22. April etoff iſt ihnen dies in noch ſchärferer Weiſe 
wahlen geſchehen, weshalb von ener und beides iſt lange vor den Ur⸗ 
ann, da die Remedur eingetreten iſt, also änträchtigung nicht. die Rede ſein 
los geworden iſt. Was die Ausführung — 4 etition eigentlich gegenſtand⸗ 
nume befunden babe bei ihren Wahlerlaſſfte daß Die Regier urg ch im 
fteiten, es iſt dieſe Anweiſung nicht jo auszulen, ſo muß ich auch das be: 
gethan hat. Sie werden zugeben, daß es ein grorn, wie es der Hr. Referent 
dem Verlangen, daß die Beamten die jedesmalig har Unterſchied iſt wiſchen 
tbeilen ſollen und daß fie ſich nicht an feind elt arteiftellung der Miniſter 
eniniter 1 75 ſollen, und ich ba. — Agitationen gegen die 
anderes Gebiet hinübergezogen hat. Von d 8 
angt worden, daß ſie die Marteiftellung der De en iſt nicht vers 
nicht in Bezug auf die Abgabe ihrer Stimme; es iſt ih eilen ſollen, auch 
worden, ſich an feindseligen Agitationen zu betheiligen, Aan habe unterſagt 
Regierung ſtehen bleiben. Es iſt zu bedenken, daß die Beat & Pie die 
Anjeben auf die Wahlen wirken können und auch im feindſelige Si urch 15 
das kann die Regierung niemals zugeben. Ich glaute, da a pe Ber 
ziehung jede Regierung dieſelbe Stellung einnehmen muß, welche Der g 5 
don 22. März eingenommen hat. Was die Wahlerlaſſe betrifft Ra kla 
em Petitionsbericht heroorgehoben find, jo kann ich nur wiederholen 5 15 
wo mir Erlaſſe der unteren Behörden durch die Zeitungen zur Kenntniß aß 
kommen ſind, ich das Nöthige verfügt habe; doch muß ich erklären daß 100 
von dem im Berichte erwähnten Erlaſſe keine Kenntniß gehabt habe 68 
iſt nun ferner von dem Referenten hervorgehoben, daß die unerfreulich 
Debatte nicht eingetreten ſein würde, wenn ich erklärt hätte, daß Aus 
rechtigte Einflüſſe von Seiten der Beamten ftattgefunden und daß die Regie⸗ 
rung dem künftig entgegentreten werde. Das habe ich ſchon früher zu⸗ 
gegeben, gegenüder den einzelnen Erlaſſen und ich habe erklärt, daß 
Überall da, wo die Behörden zu weit gegangen ſeien, eine Remedur einge⸗ 
treten iſt. Ebenſo wenig kann darüber ein Zweifel ſein, daß die Regierung 
ungeſetzliche Beeinfluſſungen bei den Wahlen nicht will und daß fie dieſen in 
ider Weiſe entgegentritt. Ich glaube, daß in dieſer Beziehung Alles geſchehen 
ft, was der Ref. verlangt, um die Debatte als überflüſſig erſcheinen zu laſſen. 
f zer Herr Ref. hat mit dem Wunſche geſchloſſen, daß man endlich mit den gegen⸗ 
abe Verdächtigungen aufhören möchte. Dieſen Wunſch theile ich, mochte 
i er bitten, daß der Wunſch von allen Seiten befolgt werde, denn die Re⸗ 
8 erung iſt gewiß gerade diejenige, welche bei den Wahlen den allerentſchie⸗ 
enſten Verdächtigungen ausgeſetzt geweſen iſt. 


er Hr. Ref. die Sache auf 


Abg. v. Vincke (Stargard): Das Weſentlichſte über dieſen Fall ſei be 
der Adreßdebatte von allen Seiten gejagt worden. Der allgemeine Charal⸗ 
ter dieſer Wahlerlaſſe ſei der alten Erfahrung gemäß, daß verkehrte Anſich⸗ 
ten an obern Stellen ſich nach unten hin mehr und mehr potenziren. Die 
Regierungspräſidenten hätten die Wablerlaſſe des Miniſteriums zerjtüdelt, 
zerriſſen, eigene Zuſätze gemacht. Es ſei unbegreiflich, wie man die Wahl: 
erlaſſe des Hrn. v. Jagow mit denen des Grafen Schwerin identiſiren könne; 
letzterer habe den Einfluß der reactionären Beamten auf die Wahlen ent⸗ 
ſchieden fern halten wollen (Redner verlieſt die betreffenden Stellen des 
Schwerin'ſchen Wahlerlaſſes. Die Stelle, wo von der Achtung vor dem Ge⸗ 
ſetz, von dem Fernhalten vor jeder ungeſetzlichen Beeinfluſſung die Rede iſt, 
wird mit allgemeinem Beifall, hört! hört! begleitet). Der Jagow'ſche Erlaß 
verlange gerade die Beeinfluſſung der Wahlen und zwar durch Perſonen, 
deren reactionäre Tendenzen noch über diejenigen des jetzigen Miniſteriums 
hinausgingen. Graf Schwerin habe bei ſeinem Scheiden aus dem Amte 
die Zuvorkommenheit gehabt, ſeinem Nachfolger das ganze reactionäre Ma⸗ 
terial aus Beamten, das er wie ein Fideicommiß getreulich bewahrt, zu hin⸗ 
terlaſſen. (Heiterkeit). Wie ganz anders in dieſer Beziehung handle der 
jetzige Miniſter, der einen allgemein beliebten und hochverdienten Mann aus 
ſeinem Amte entlaſſe, den Polizeipräſidenten v. Winter (ſtürmiſcher Zuruf), 
einen Mann, der ſich im höchſten Grade und mit vollem Rechte durch ſeinen 
Sinn für Geſetzmäßigkeit die Liebe dieſer Stadt erworben. (Erneuerter ſtür⸗ 
miſcher Beifallsruf). Der Miniſter dürfe alſo nicht, wie er gethan, ſich mit 
ſeinen ehrenwerthen Vorgängern vergleichen. (Bravo! Senſation). Fieilich 
gebe es in ſeinem Erlaſſe Stellen, die auf ein Feſthalten am Geſetz hinzu⸗ 
deuten ſchienen, aber ſie befänden ſich ſo verſtreut zwiſchen anderen, daß 
über die ganze Tendenz der Erlaſſe kein Zweifel ſei, und die Unterbeamten 
hätten fie meiſt weggelaſſen. i x 

Aber in einigen Dingen könne er mit dem Bericht der Comm. nicht über- 
einſtimmen. Derſelbe faſſe einzelne Sätze des Prittwitz'ſchen Erlaſſes nicht 
ganı richtig auf. Agitiren dürfe jeder Beamte; aber die Rückſicht gegen den 
Vorgeſetzten dürfe er denn doch nicht aus den Augen ſetzen, da gebe es für 
den Beamten eine Grenze. § 81 der Verfaſſung geſtatte dem Haufe, Peti⸗ 
tionen dem Miniſterium zur Beachtung oder zur Berückſichtigung, ſelbſt zur 
Abhilfe zu überweiſen. Hier ſpreche aber das Haus ein Urtheil in ſeinem 
Antrage aus, das eigentlich doch nur der Miniſter ſprechen könne. Das ver⸗ 
ſchiebe die Stellung des Hauſes. Wolle man das Hrn. v. Prittwitz gegen⸗ 
über thun, ſo müſſe man das auch gleicherweiſe jedem beliebigen Unterbe⸗ 
amten, über den gerade eine Petition ſich beklage, angedeihen laſſen, man 
müſſe ihn — und das halte er nicht für ſchicklich — mit einem Urtheil 
dieſes Hauſes beehren, denn es ſei eine Ehre, wenn das Haus ſich mit ſol⸗ 
chen untergeordneten Beamten beſchäſtige. Der Miniſter des Innern habe 
Hrn. v. Prittwitz einen Verweis zu ertheilen; das liege auch in dem Sinne 
der Ueberweiſuug zur Berüdjichtigung. Er ſtelle deshalb das Amendement, 
das Urtheil, das der Comm.⸗Bericht fälle, wegzulaſſen und die Petition nur 
im Allgemeinen, wie es die übliche Form verlange, zur Berückſichtigung zu 
überweijen. 

Abg. Meibauer: Nach der Anſicht des Miniſters enthalte der Erlaß 
des Regierungspräſidenten von Prittwitz nichts Geſetzwidriges, weil er ſich 
anf den Erlaß vom 22. März berufe. Seiner Anſicht nach aber enthalte 
ſchon der miniſterielle Erlaß ſelbſt einen Eingriff in die Wahlfreiheit. (Große 
Unruhe, ſo daß der Redner nur wenig zu verſteben.) Es komme nicht mehr 
darauf an, die Wahlerlaſſe zu illuſtriren, da die Miniſter dieſe Illuſtration 
bereits ſelbſt übernommen, durch die Einleitung von Disziplinarunterſuchun⸗ 
gen gegen Beamte, durch die Entlaſſung des jo hochverdienten Polizeipräſi⸗ 
denten v. Winter. Bedürſe es weiteter Beweiſe, fo ſei ja der frühere Mi⸗ 
niſter des Innern im Hauſe anweſend, und es wäre gewiß ſehr wünſchens⸗ 
werth, ihn ſelber über dieſe Angelegenheit zu hören. Der Redner bringt 
hierauf einen Wahlerlaß aus Schievelbein vor; wo eine „beſondere 
Strafbarkeit“ für die ſich an den Wahlen in einem der Regierung feind⸗ 
lichen Sinne betheiligenden Unteroffiziere und Mannſchaften der Landwehr 
in Ausſicht geſtellt wird. Letzteres ſei freilich ſpäter, als ein Verſehen in 
der Styliſirung zurückgenommen worden. Er bedauere, daß das Haus nicht 
eine Unterſuchungscommiſſion nach Art. 82 der Verfaſſungs⸗Urkunde nieder⸗ 
zuſetzen ſich entſchloſſen, da die Beſchränkung der Wahlfreiheit ſich weniger 
noch in den Wahlerlaſſen, als in den amtlich angeſetzten wirklichen Actionen 
ausgeſprochen habe. In einer Urwählerverſammlung in Belgard ſei der 
Gutsbeſitzer Krüger, welcher das Verhalten des Miniſteriums Auerswald⸗ 
Schwerin gegenüber dem Landrath v. d. Reck vertheidigt, von dieſem mit 
Hinauswerfen durch Mitwirkung des Schulzegerichts bedroht worden. Das 
Miniſterium habe den Unterbehörden Veranlaſſung zu derartigen Ueber⸗ 
ſchreitungen gegeben; es trage auch die Verantwortung dafür. Er bitte 
deshalb, den Commiſſionsantrag anzunehmen, um das ſittliche und Rechts⸗ 
bewußtſein des Volkes in dem vielleicht noch ſchwereren in Ausſicht ſtehen⸗ 
henden Kampfe zu ſtärken. (Bravo.) — Das Vinckeſche Amendement findet 
ausreichende Unterſtützung. — Abg. Ottow (unverſtändlich): Er iſt in der 
Sache mit der Commiſſion einverſtanden, findet aber den Commiſſions⸗An⸗ 
trag nicht correct und ſtimmt für den Vinckeſchen Antrag. 

Abg. Mellien: Die Wahlerlaſſe der Miniſter ſeien nicht mißverſtanden 
worden, wie die landräthlichen Uebertragungen gerade ergäben: es habe ſich 
um eine einheitliche Organiſation gegen ſämmtliche liberale Parteien gehan⸗ 
delt. (Der Redner verlieſt einen Erlaß, wo vor der Wahl des Generals 
Stavenhagen gewarnt worden iſt, theilt noch andere, ähnliche Wahlerlaſſe 
aus der Provinz Brandenburg mit, in denen namentlich die Thätigkeit des 
aufgelöͤſten Abgeordnetenhauſes geſchmäht und entitellt wird.) Außer den 
Wahlerlaſſen lägen aber noch eine Reihe geſetzwidriger Actionen zur Beein⸗ 
fluſſung der Wahlen vor. In Folge einer Anordnung der Regierung zu 
Frankfurt ſeien Schank⸗ und Gaſtwirthe mit Entziehung der Conceſſtonen 
bedroht, wenn ſie nicht Colporteure von freiſinnigen Blättern und Flug⸗ 
ſchriften ſofort verhafteten und dem Landrath zuführten. In dieſer Bezie⸗ 
hung habe der Miniſter des Innern allerdings in ſoweit eine Remedur 
eintreten laſſen, als er das ſoſortige Vorführen unterſagt habe. Nicht nur 
Militärbehörden, auch ſtädtiſche, ſeien zur Beeinfluſſung der Wahl heran⸗ 
gezogen worden, wie z. B. in Bromberg und Poſen. Der Redner verlieſt 
den Brief eines Majors an einen Offizier, worin er dieſen zur Rede ſtellt, 
daß er für die Candidaten der Fortſchrittspartei geſtimmt; einen anderen, 
wo einem Offizier die Einleitung einer ehrengerichtlichen Unterſuchung wegen 
ſeiner Abſtimmung angezeigt wird. In einem Falle ſeien Erziehungsgelder 
verweigert worden, weil die Betreffenden „dem Könige den Krieg erklärt 
hätten“ und daher erſt auf einen republikaniſchen Verein warten müßten. 
Solche Maßregeln könnten über die Intentionen des Miniſteriums keinen 
Aale laſſen. Er bitte, für den Commiſſionsantrag zu ſtimmen. (Die 

iniſter Graf v. Itzenplitz und v. Mühler ſind während deſſen eingetreten. 
Erſterer verläßt mit den Herren v. Jagow, v. Holzbrinck und v. d. Heydt 
bald darauf den Saal, ſo daß Herr v. Mühler allein zurückbleibt. Auch 
dieſer verſchwindet während der folgenden Rede.) 

Abg. v. Gottberg will wirklich gegen den Comm.⸗Antrag ſprechen, 
nicht, wie der Abg. v. Vincke, der, obwohl gegen den Comm.⸗Ankrag einge⸗ 
ſchrieben, am beredteſten für denſelben geſprochen. Das Miniſterium habe 
daſſelbe bei den Wahlen von den Beamten verlangt, wie das abgetretene 
liberale; von beiden ſei an die Beamten das Verlangen geſtellt worden, daß 
ſie den Standpunkt der Regierung den Wählern gegenüber darlegen ſollten. 
Der Unterſchied ſei nur der, daß die gegenwärtige Regierung einen beſtimm⸗ 
ten Standpunkt einnähme, während die vorige ſich über nichts klar geweſen 
ſei. (Heiterkeit) Man habe ferner heute dem Miniſterium aus der Entlaſ⸗ 
ſung des Präſidenten v. Winter einen Vorwurf gemacht; dagegen könne 
man doch darauf aufmerkſam machen, daß die vorige Regierung auch nicht 
zart verfahren ſei, als man einen Regier.⸗Präſidenten in Erfurt „anderweit 
verwendete“, weil er in ſeinen Berichten das Daſein einer demokratiſchen 
Partei angenommen habe, und in einem anderen Falle einen Regier.⸗Rat 
nur wegen ſeiner politiſchen Geſinnung von Merſeburg nach Gumbinnen 
verſetzte. — Was den Comm. Bericht angehe, jo glaubt Redner, daß die 
Wahlerlaſſe jetzt doch wohl genug beſprochen ſeien. Dieſer Anſicht ſei auch 
das Volk, das einen Erfolg verlange, Verhandlungen, welche Thaten zur 
Folge haben, vor Allem aber eine Verſtändigung mit dem Miniſterium; in 
dieſem Sinne habe das Volk auch der Antwort auf die Adreſſe zugeſtimmt, 
welche den Wunſch ausgeſprochen, daß den Loyalitätsverſicherungen durch 
Thaten entſprochen werden möchte. Der Comm. Bericht ſtelle als Grundſatz 
für das Verhalten der Beamten bei den Wahlen die volle Agitationsfreiheit 


0 ſoweit ſie in Preußen überhaupt durch 


hin; ein ſolches Princip ſei aber unmöglich, und Redner würde es ganz in 
der Ordnung finden, wenn die Herren von der Linken, falls ſie die Macht 
hätten, die reactionären Landräthe, des Redners Collegen, zur Dispoſition 
ſtellten. (Heiterkeit.) Man möge doch auf die demokratiſch durchgebildeten 
Staaten, Frankreich und Italien, ſehen; dort würde nicht durch ſo unſchul⸗ 
dige Mittel, wie Wahlerlaſſe ſeien, gewirkt, aber durch kräftigere, die den 
Herren links vielleicht auch noch vorbehalten ſeien. Redner erörtert dann 
die ungünſtige Stellung der conſervativen Preſſe, die Zucht predigen müſſe 
gegenüber der liberalen, die ſo populäre Gedanken, wie ae ſtets im 
Munde führe, verneint es ferner, daß den Beamten ein Geſinnungswechſel 
zugemuthet werde und der königliche Name in unzuläßiger Weiſe in den Wahl⸗ 
kampf gezogen ſei. . 5 

Es ſei auch unrichtig, doß man vor den letzten Wahlen die altliberale 
und demokratiſche Partei in eine zuſammengeworfen habe; das Miniſterium 
habe im Gegentheil von der gemäßigt liberalen Partei eine Unterſtützung 
gehofft, ſich hierin aber freilich geirrt, wie die heutigen Aeußerungen des 
Herrn von Vincke zeigten. Indeß könne man hier ein Beiſp.el des vorigen 
Miniſteriums ſehen, daß eine Unterſtützung durch den genannten Abgeord⸗ 
neten und ſeine Partei keinen Erfolg habe. Daß die Wahlerlaſſe keinen 
Erfolg gehabt, ſei freilich richtig: dies liege jedoch in dem Einfluſſe, den 
das vorige Miniſterium durch ſeinen Liberalismus geübt, einen Einfluß, 
der in vier Wochen nicht wieder hätte beſeitigt werden können, und liege 
vor allem darin, daß die Wahlbeeinfluſſung von unten, welche bei den letz⸗ 
ten Wahlen in umfaſſendſter Weiſe ſtattgefunden, viel mächtiger ſei, als 
alle . Der Schluß der Rede verhallt unter dem Gelächter 
des Hauſes. 

Abg. Wachler wendet ſich gegen einzelne Aeußerungen des Vorredners: 
Wenn das Miniſterium von ſeinen Sitzen verſchwinde, ſo könne freilich keine 
Verſtändigung ſtattfinden. (Miniſter v. Jagow tritt gerade ein.) Ein Ziel 
babe dieſe Verhandlung wohl. Die Petition ſei aus ſeinem Wahlkreiſe, die 
Petenten ſeien feine Wahlmänner, ſchlichte Landleute, aber im Bewußtſein 
ihrer politiſchen Rechte entſchloſſen, dieſe Rechte zu wahren. Sie ſeien nicht 
nur gute Patrioten und Königstreue, ſondern auch verfaſſungstreu, und 
glaubten die Königstreue am beſten durch Verfaſſungstreue bethätigen zu 
können. Der Landrath des Kreiſes, zugleich Wahl⸗Commiſſarius, ein ſonſt 
ſehr geachteter Verwaltungsbeamter, habe in ſeinem Erlaß freilich erklärt, 
auf die Wahlen ſelbſt nicht einwirken zu wollen, aber er habe Rathſchläge 
zu geben und dieſe hat er ungefähr in der Art formulirt: Laßt Euch nicht 
verführen von Denen, die ſich zur Oppoſition bekennen und unter dem Schein 
der Mäßigung alle Maßregeln der Regierung entſtellen, und bedenkt, welche 
Verantwortlichkeit Ihr übernehmt, wenn Ihr gegen die Regierung 
wählt. Das ſei nun recht gut, wenn man für den Herrn Landrath ſtimme, 
höre ſich aber doch ziemlich ſchlimm an, wenn man ſelbſt Derjenige ſei, gegen 
den dieſe Aeußerungen ſich richteten. (Heiterkeit) Er ſei gewiß ſtets ge⸗ 
mäßigt geweſen, ja er könne ſich ſogar den Vorwurf machen, früher, unter 
der ſogen neuen Aera, zu mäßig geweſen zu ſein. Gerade auf ihn aber, 
den zu Wäblenden, ſeien alle jene Ausdrücke des landräthlichen Erlaſſes ge⸗ 
münzt geweſen. Die „Kreuzzeitung“ habe ſchon im vor. Jahre geſagt: Wer 
iſt Wachler? Natürlich ein Kreisrichter! Das Tollſte, was von Einem gejagt 
werden könne! Was ſolle man nun in ſeinem Kreiſe ſagen, in dem er ſeit 
dreißig Jahren wirke und wie er glaube, Achtung genieße, wenn man ibn 
gewiſſermaßen als Verführer, als Demagogen hinſtelle? Das Haus müſſe 
den von der Commiſſion vorgeſchlagenen Beſchluß faſſen. 

Zur Berückſichtigung zu überweiſen ſei nicht genug. Man ſpreche durch 
den Commiſſions⸗Antrg eine Reſolution aus, und dazu ſei man durchaus 
berechtigt. Herr v. Gottberg habe von Uebergriffen von unten geſprochen. 
Wenn aber ein Miniſter den jetzigen Weg weiter ſchreite, ſo würden die 
Uebergriffe von oben immer mehr zunehmen. Dagegen müſſe man nicht 
nur ſprechen, ſondern auch handeln. 
erſt, wenn ſie oben angefangen haben. (Sehr wahr!) Der größte Vorwurf, 
den man einer Regierung machen könne, ſei der, daß ſie, wie die jetzige, das 
Factionsweſen befoͤrdere. Und die Folgen davon würden für das Miniſte⸗ 
rium ſelbſt ſchlimm ſein. Das Volk ſei nicht zu fürchten, es werde ſein ver⸗ 
faſſungsmäßiges Recht durch geſetzliches Verfahren zu ſchützen wiſſen. Wolle 
man dieſes Recht achten, ſo dedürfe man keiner Wahlerlaſſe. Agitire man 
aber von oben, ſo müſſe man dem Volke die geſetzmäßige Bahn zeigen. Der 
Kampf ſei ein geiſtiger; Niemand, der auf dem Boden des Geſetzes ſtehe, 
brauche vor ihm zurückzuſchrecken. Die öffentliche Meinung finde ihre Ver⸗ 
treter in dieſem Haufe, und das Haus werde das Urtheil dieſer öffentlichen 
Meinung ausſprechen, wenn es dem Comm.⸗Berichte beitrete. (Bravo!) 

Abg. Graf Schwerin: Es iſt in dieſer Debatte mehr von mir geſpro⸗ 
chen worden, als mir perſönlich lieb iſt, obgleich ich es mir gefallen laſſen 
muß, weil ich eine öffentliche Stellung eingenommen habe, welche der Kritik 
unterworfen iſt. Trotzdem glauben Sie nicht m. H,, daß ich eine Rede pro 
Domo halten werde. Ich kann auf den Wunſch des Abg. für Schievelbein 
in Betreff meiner Wahlerlaſſe nicht eingehen, einmal, weil ich glaube, daß 
es nicht nothwendig iſt, denn meine Wahlerlaſſe ſprechen für ſich ſelbſt und 
ferner, weil ſie einer vorübergegangenen Zeit angehören. Die Rede des 
Abg. für Stolpe habe ich leider nur in ihrem geringeren Theile gehört; na⸗ 
mentlich iſt mir der Theil entgangen, der eine Kritik des vorigen Miniſte⸗ 
riums enthielt; ich habe nur vernommen, daß er ſich darüber beklagt hat, 
daß das vorige Miniſterium eine klare Stellung nicht eingenommen habe. 
M. H., ich glaube, ich brauche mich gegen dieſen Vorwurf nicht zu rechtfer⸗ 
tigen; ich glaube, daß meine Stellung klar genug bezeichnet geweſen iſt und 
daß dieſelbe in den Wahlerlaſſen einen ganz präciſen Ausdruck gefunden 
hat. Wenn ich das Wort genommen habe, ſo geſchieht es, weil ich glaube, 
mich gegen zwei Vorausſetzungen verwahren zu müſſen, einmal vor der, 
als befände ich mich im Einverſtändniſſe mit der gegenwärtigen Regierung 
in Bezug auf die Wahlerlaſſe, und andrerſeits, als hätte ich das Verhalten, 
was die Beamten bei den letzten Wahlen beobachtet haben, als ein an ſich 
gerechtfertigtes betrachtet. Ich kann es dem gegenwärtigen Miniſterium ge⸗ 
genüber mit freier Stirn ausſprechen: ich halte die Wahlerlaſſe für einen 
politiſchen Fehler (Bravo), weil es ſich nach meiner Meinung um die Frage 
handelt, ob Polizeiſtaat oder Rechtsſtaat, ob Prävention oder Regreſſton. 
Die Zeiten ſind vorüber, wo die Regierung glauben kann, daß ein ſolches 
Bevormundungsſyſtem irgend welche Wirkung hervorzurufen im Stande ſei 
(Ruf: ſehr wahr!), es handelt ſich hier nur darum, Widerſetzlichkeit, wo ſie 
vorgekommen, zu ſtrafen (Ruf: ſehr richtig!). Auch die Prävention der 
Preſſe kann nicht wieder eingeführt werden, jede Regierung muß ſich das 
klar machen, wenn ſie Frieden mit dem Volke haben will (Bravo). 

Ich erachte dies Verfahren, das bei den Wahlen im vor. Herbit, wie auch 
bei dieſen Wahlen eingeſchlagen iſt, nicht für gerechtfertigt. Ich kann mir 
eine Thätigkeit der Beamten ſehr wohl denken und ſie it leider geübt wor⸗ 
den, als ich mich im Amte befunden habe, die den Pflichten eines Beamten 
allerdings entſchieden widerſpricht. Ich bin ſelbſt in der Lage geweſen, das 
Disciplinargeſetz zun Anwendung bringen zu müſſen. Es find dieſe Ueber⸗ 
chreitungen meiner Anſicht nach von beiden Seiten entſchieden vorgekommen; 
wenn z. B. ein Kreisrichter ſich einem Wahlerlaſſe anſchließt, in dem die 
Rittergutsbeſitzer des Kreiſes als die Partei bezeichnet werden, welche darauf 
ausgehe, dem Volke Alles zu rauben, ſo iſt das für einen Beamten, der täglich durch 
ſeine Amtspflicht mit den Rittergutsbeſitzern zu verkehren hat, eine Stellung die ihm 
nicht gen und ich bin gegen einen ſolchen Beamten eingeſchritten. Aufder an⸗ 
dern Seite habe ich es micht gebilligt, wenn Landräthe die von mir veröffentlichten 
Schriftſtücke auf eine Weiſe veröffentlichten, die wie Hohn ausſah. Ich habe mich 
bemüht, nach allen Seiten Gerechtigkeit zu üben. Der Abg. für Stolpe hat ausdrückl. 
an bad daß das frühere Miniſterium einen beſtimmten Standpunkt nicht 
gehabt habe. 
theil überlaſſen. Niemand iſt im weifel darüber eweſen, daß ich die Ver⸗ 
faſſung will, und zwar die Verfaſſung mit allen ihren Conſequenzen, aber 
fuhrbor ‚it: Ich habe mich den weis 
tergehenden Beſtrebungen, welche, verzeihen Sie mir, in der Fortſchrittspar⸗ 
tei ihren Ausdruck finden, wie anderen Extremen mit derſelben Entſchieden⸗ 
heit entgegengeſetzt. Ich habe daran feſtgehalten, daß für alle Parteien es 
nur ein Recht in Preußen giebt, und deshalb darf ich erwarten, daß Sie 
unparteiiſch Ihr Urtheil üben werden (Bravo). Das iſt der Geiſt, der durch 
alle meine Wahlerlaſſe durchgeht. 

Abg. Dr. Freſe (Minden): er hoffe, das Haus werde jedem Redner Ge⸗ 
legenheit geben, die Beſchwerden aus ſeiner Provinz vorzuhringen; es würde 
Tadel verdienen, wenn das Haus ſo zu ſagen auf ſeinen Lorbern ruhen und 


Von unten kommen die Agitationen 


Ich kann dieſe Behauptung ſehr wohl dem öffentlichen Ur⸗ 


* 


dem Erlaß des 


bereits erörtert worden ſind. 


geſucht hätten, ſeien fie getadelt worden. 


nach der Wahl nicht mehr der Wähler gedenken wolle (Zuſtimmung). — 
Zunächſt habe er aus feiner Heimat zu erwähnen, daß ein Landwehrofftzier, 
der in Herford für die liberalen Abgeordneten geſtimmt habe, in Minden 
damit empfangen ſei, daß der dortige Oberſt den Offizieren den Umgang 
mit ihm verboten habe. — Zu der Geſchichte der mindener Deputation ſei 


noch nachzutragen, daß der Wunſch des Abgeordneten Oſterrath bei der 


Adreßdebatte „audiatur et altera pars“ in Erfüllung gegangen ſei; die 
„altera pars“ habe ſich hören laſſen; feine (Redners) Behauptungen ſeien 
vollſtändig bewahrheitet. Von weiteren Folgen habe er freilich weder in 
Bezug des Landraths v. d. Horſt noch des Wehmever gehört. Ueber die 
Rolle des letzteren ſei noch anzuführen, daß man ihn in einen Bauernkittel 
gu. habe, damit er, der doch Kreischauſſee⸗Aufſeher fei, als unabhängiger 

auer erſcheine (hört! hört!). Damit habe man alſo Se. Maj. den König 
ſelbſt auf das Frechſte zu täuſchen geſucht (hört! hört!). Leider erfreuten ſich 
ſolche Deputationen eines beſſeren Empfanges als die Deputation dieſes 


N Hauſes. Als Mitglied dieſer Deputation müſſe er zu feinem tiefen Bedauern 


conſtatiren, daß Se. Maj. der König (Unruhe, Widerſpruch rechts und im 
Centrum; der Präſ. bemerkt, die Perſon Sr. Maj. gehöre nicht in die De: 
batte: Redner: man möge ihn ausreden laſſen und dann urtheilen) — daß 
Se. Maj. der König über die Wahlbewegung in einer Weiſe berichtet werde, 
welche den in der Adreſſe niedergelegten Ausſpruch des Hauſes als unrichtig 
erſcheinen laſſe. — Die Commiſſion habe ausgeführt, wie ſehr das Recht der 
Beamten durch die Wahlerlaſſe gekränkt ſei; man habe ihnen das Recht be⸗ 
ſchränkt, diejenigen zu wählen, welche ſie für die geeignetſten Vertreter ihrer 
Beſchwerden halten; man habe neben der Königstreue eine beſondere Mini⸗ 
ſtertreue conſtituirt; wenn nun ein Beamter an den Finanzminiſter, der da⸗ 
mals ja auch zugleich Handelsminiſter war, ſich die beſcheidene Anfrage er⸗ 
laubt hätte: in welcher Richtung er denn wählen ſollte, in der des Mini- 
ſteriums Brandenburg⸗Manteuffel, oder Manteuffel Weſtphalen, oder Hohen⸗ 
. oder in der des jetzigen? — Denn allen dieſen Miniſter⸗ 
i re fei ja der Finanzminiſter ein dauerhafter Stein geweſen (Hei: 
erkeit). 

Durch ſolches Verlangen ſei die politiſche Moral auf's Stärkſte und Ta⸗ 
delnswertheſte gefährdet worden; gerade auf dieſem Gebiete der politiſchen 
Moral aber liege das Verdienſt der vorigen Regierung, und in dieſer Be⸗ 
lich wre werde namentlich die Entlaſſung des Mannes beklagt, der dem ſitt⸗ 
ich verrottetſten Inſtitute wieder ſittlichen Halt gegeben habe. (Bravo.) — 
Ein weiterer Grund für den Commiſſions⸗Antrag liege in der allgemeinen 
Situation. Der Finanzminiſter komme zwar dem Hauſe äußerlich entgegen, 
füttere es, ſo 1 ſagen, mit parlamentariſchem Confect (Heiterkeit) ſo ſehr, 
daß es einem förmlich unheimlich werde (Zuſtimmung). Aber in Wahrheit 
gehe ſeit dem 7. Juni ein eiſiger Hauch durch Preußen, eine böſe Kälte ſei 
auf das Land gefallen. Der Volksverein organiſire in Adreſſen und Depu⸗ 
tationen eine Bewegung, welche die legitime Wahlbewegung des Volks para: 
lyſiren ſolle, und das Herrenhaus gebe dann dieſem allgemeinen Streben 
Form und Ausdruck, wie man das nächſtens an der Kreisordnung erleben 
werde. Ferner ſeien die Conceſſionen der Miniſter eben nur äußerlich; ſie 
geſetzlich zu fixiren, das laſſe die Regierung nicht zu. Daneben würden ſchon 
im Münter um des Innern die Vorbereitungen getroffen, die alte Politik 
des „Krieges im Innern“ zu erneuern, wie das ſchon die Ernennung reſp. 
Parteiſtellung des neuen Polizei⸗Präſidenten beweiſe. Dem gegenüber müſſe 
das Haus durch ſein Votum bekunden, daß es wohl wiſſe, was von der 
Politik einer Regierung zu erwarten ſei, die mit ſolchen Wahloperationen 
begonnen habe, und andererſeits möge das Haus aus dem Rückblick auf die 
Wahlen eine gr. entnehmen, der Tapferkeit und Einmüthigkeit, welche 
das Volk bei den Wahlen bewieſen, ſich würdig zu zeigen. (Bravo.) 

Abg. v. Bentkowski berührt die Verhältniſſe der Provinzen Poſen 
und Weſtpreußen, wo ſeitens der Regierung empfohlen wurde, jeden Partei⸗ 
unterſchied innerhalb der Deutſchen, bei den Wahlen zu ignoriren und die 
polniſche Bevölkerung allein als die regierungsfeindliche anzuſehen. Zum Be⸗ 
lag dafür führt der Redner Aeüßerungen zweier Landräthe aus Weſtpreußen 
und dem Landkreis Poſen an, in denen dem polniſchen Adel eine Knechtung 
des Bauernſtandes u. dergl. imputirt würde, bedauert im Uebrigen, nicht vor⸗ 
ber von dieſer Ausdehnung der Debatte gewußt zu haben, der er ſonſt eben⸗ 
Ne mit Dokumenten hätte zu Hilfe kommen können. — Abg. v. Hoper⸗ 

eck: Da der Herr Miniſter des Innern erklärt habe, von den Ausſchreitun⸗ 
en ſeiner Beamten keine Kenntniß erhalten zu haben, ſo wolle Redner dem 
iniſter hierin zu Hilfe kommen. Der Abg. giebt hierauf eine Blumenleſe 
aus den Erlaſſen und Anſprachen der Regierungsbeamten aus ſeiner Hei- 
mathsprovinz Preußen, bei dem Oberpräſidenten Eichmann beginnend, der 
nur die Ernennung conſervativer Wahlvorſteher geſtattet habe, zu den Reg. 
Präſidenten v. Kotze und v. Kries und dem Ober⸗Reg.⸗Rath v. Kamptz über⸗ 
gehend, die unter Anderem von allen Beamten, die mit dem Miniſterium 
nicht übereinſtimmten, verlangt hätten, daß ſie den Abſchied nähmen. Aus 
Generalſuperintendenten Moll und des Lieutenant v. Schme⸗ 
ling werden Stellen mitgetheilt, und von den Wahlreſkripten der meiſten oſt⸗ 
preußiſchen Landräthe, namentlich derer in den Kreiſen Raſtenburg, Marien⸗ 
burg, Gerdauen, Goldapp giebt Redner Proben, welche ſich durchgängig ſehr 
draſtiſch, zum Theil in Verten, auslaſſen und vielfach Heiterkeit erregen, am 
meiſten derjenige des Herrn v. Schrötter in Goldapp, der unter anderen 
Dingen von der Fortſchrittspartei ausſagt, daß ſie den Herrn Jeſum Chriſtum 
als e und Betrüger darſtellen und die kirchliche Trauung ab⸗ 
affen wolle. 
er iniſter des Innern v. Jagow: Ich kann dem Herrn Vorredner nur 
erwidern, daß ich von allen den Mittheilungen, welche er hier gemacht hat, 
keine Kenntniß gehabt habe, bis auf diejenigen aus Königsberg, welche hier 
ch kann dem, was der Herr Abgeordeordnete 
aber bier geſagt hat, nur vollkommen beitreten; es iſt mir erwünſcht, von 
den Wahlerlaſſen Kenntniß zu erhalten, um das Geeignete noch nachträglich 
anordnen zu konnen. Ich kann ihn beruhigen, daß der Geiſt meines Erlaſ⸗ 
ſes mich in keiner Weiſe hindern wird, dieſen Ausſchreitungen mit Entſchie⸗ 
denheit renn d Schließlich muß ich noch erklären, daß zu der an⸗ 
geführten Verfügung der Polizei⸗Obrigkeit — das neue Wablgeſetz betreffend 
— von Seiten des Miniſteriums nicht die geringſte Veranlaſſung ge⸗ 
eben iſt. 
5 Abg. Dr. Virchow: Nach den Erklärungen des Herrn Miniſters glaube 
er, daß die Debatte nicht ohne Nutzen fein werde; er wundere ſich nur, daß 
der Apparat, der dem Miniſterium zu Gebote ſtehe, nicht hingereicht, um 
den Herrn Miniſter von allen dieſen Ueberſchreitungen früher in Kenntniß 
u ſetzen. Er hoffe, daß die Erfahrungen von dem geringen Nutzen dieſes 
Apparates das Votum des Hauſes über das literariſche Büreau leiten werden. 
Bravo.) Er wolle nur der ſittlichen Entrüſtung Ausdruck geben, die ſich im 
olke über dieſe Eingriffe in die Wahlfreiheit verbreitet, und die zuerſt in 
dem Proteſt der hieſigen Univerſität, dann in dieſer Petition eines kleinen 


Dorfgerichtes ſich kund gegeben. Von dem Standpunkte des Selfgovernments 


aus, das ja auch die Partei der „iehr ehrenwerthen Minorität“ neulich jo 
gefeiert, müſſe man vor Allem über die Einwirkung auf die Hauptträger 
deſſelben, die Communalbehörden, ein Gefühl des Unwillens empfinden. 
Dieſes Gefühl habe aber einen gleichen Ausdruck, wie bei dieſem Dorfge⸗ 
richte, in vielen Stadtverordneten⸗Verſammlungen und Magiſträten gefun⸗ 
den. Der Herr Miniſter habe bei den ſtädtiſchen Behörden eine Meinungs⸗ 
äußerung in dieſer Beziehung gerügt, da fie nicht in politiſche Thätigkeit ſich 
einlafjen dürften; alſo gerade weil die ſtädtiſchen Behörden die Inſinuation 
einer ſolchen Thätigkeit, nämlich der Beeinfluſſung der Wahlen, abzuwehren 

Dieſer Standpunkt ſei weder ein 
altpreußiſcher, noch ein neupreußiſcher, ſondern der Standpunkt des franzö⸗ 


ſiſchen Präfectenthums (Bravo), deſſen entſittlichender Einfluß von unſerem 


Staatsleben fern gehalten werden müſſe. Ferner habe man auf den Eid 
gegen den König hingewieſen; er wolle nicht daran erinnern, daß dieſer Eid 
auch die Treue gegen die Verfaſſung einſchließe; er wolle nur auf die 
Stellung des Abgeordnetenhauſes im Hinblick auf dieſen Eid aufmerkſam 
machen. { 

Wenn ein Beamter als Abg. nach feiner Ueberzeugung gewirkt und ge⸗ 


ſtimmt habe und kehre nach der Auflöͤſung nach Haufe zurück und wolle nun 


ein und des Hauſes Verhalten rechtfertigen, fo ſetze er ſich in eine regie⸗ 
en osteinplihe Poſition. Auf dieſe Weise könne nur die Meinung des Vol⸗ 
ies gefälſcht, fein ſittliches Gefühl verwirrt und das Beamtenweſen zu * 
euchelei gemacht werden. Er freue ſich, daß der Abg. Graf Schwerin fid 
o entſchieden gegen eine übereinſtimmende Auffaſſung ſeiner Wahlerlaſſe mit 
denen der gegenwärtigen Miniſter ausgeſprochen, aber er erinnere denſelben 
daran, daß er zu der Meinungsverwirrung durch ſeinen Ausſpruch von den 
beiden extremen Parteien, an dem er auch heute feſtgehalten, nicht wenig 
deigetragen, wie er denn dem Abg. Gottberg nicht immer, wie heute, gegen⸗ 
über geſtanden und denſelben ſogar bei den Wahlen empfohlen habe. Er 
glaube, die Fortſchrittspartei könne nur deshalb ein Extrem genannt werden, 
weil keine andere da fei, die über fie hinausgehe; fie habe es aber gerade 
als ein Verdienſt in Anſpruch nehmen zu müſſen geglaubt, daß ſie die Bil⸗ 
dung wirklich extremer Parteien verhindere. Der Abg. Graf Schwerin möge 
ſich doch nur der Zeit erinnern, wo er ebenfalls der extremen“ Partei an⸗ 
gehört, die ‚gegen die Reaction angekämpft. Die Fortſchrittspartei wolle 
nfalls nichts anderes, als die Verfaſſung; aber fie wolle vor 


® be 
A din Ausbau der Verfaſſung, fie wolle fie jo ſchnell als möglich zum] J 


actuellen Recht machen und nicht die Ausführung der einzelnen Verfaſ⸗ 


1614 8 
ſungsbeſtimmungen hinausſchieben. Sie glaube daher ihre Verfaſſungstreue] Liverpool, 4. Juli. [Baumwolle.] 15.000 Ballen Umſatz. — 
für eine ſehr hohe erachten zu müſſen. Wenn er gegen die Anträge der Preiſe gegen geſtern unverändert. Wochenumſatz 155,170 Ballen. Upland 
Commiſſion ſich zum Wort gemeldet, fo ſei dies deswegen geſchehen, weil er] 16%, Orleans 17. 2 a 
mit dem Abg. v. Binde der Anſicht ſei, daß der Reg.⸗Präſ. v. Priltwitz zu London, 4. Juli. Getreidemarkt (Schlußberichty). In Weizen 
tief unter dieſem Hauſe ſtehe, als daß ſich daſſelbe ſpeciell mit ihm zu be⸗ war gutes Geſchäft. Hafer und Gerſte theurer. Wetter ſchön. 
e habe. Er ſtimme deshalb gegen den erſten Theil des Commiſſions⸗ en 4. Ju 5 1 he de eh 
ntrages. unverändert. Roggen loco ſtille, Terminroggen niedriger. 
f Er et a) ö a Dee man 7 e gez | Herbit 81%. Rübbl Herbit 46%. 
agt, ſchon durch die Adreßdebatte erichöpft. Letztere habe ſich überhaupt —— 
nur mit Beeinfluſſung bei den Wahlen im Allgemeinen beſchäftigt, heut ſert Berlin, 4. we Die Spe e der 8 ni 8 200 Ei 
liege eine beitimmte ſpezielle Petition vor, und es handle ſich darum, daß We en en in Folge air 5 ausw gen “gr 15 6 Bald 
das Haus feine volle Sympathie mit denjenigen Beamten in allen Schichten Er 1 10 8 ſchwere 1 Sd nn 055 in ka erh 
ausſpreche, die bekundeten, daß dieſer achtungswerthe Stand anfange, ſich wenngleich m für eine ganze Br Geſchaft ei * jehnlichen 3 
in feiner ſtaatsbürgerlichen Stellung zu füblen, und aus feiner Abſonderung] wenngleich nur in ſehr wenigen da ee einen an 1 n 8⁰ ſchleſiſch * 
beraustrete. Er begrüße dieſe Regung, die ſich unter den Beamten zeige, reichte. Im Grunde war dies nur bei einer Devije, den Oder 1 ücen, 
mit Freuden. Gerade fie hätten aus perſonlichen Rückſichten den meiſten der Fall. in dieſen wurden aber ſehr belangreihe Summen gehandelt Ba: 
Grund, mit der Regierung gut zu ſtehen. Wenn ſie ſich alſo ſträubten, ſo piere der kleinen Speculation waren dagegen heute merklich vernachläſſigt, 
müſſe etwas faul ſein „im Staate Dänemark“ (Bravo). Nur in ſeine Amts⸗ nur in moldauer Bankactien war das Geſchäft nicht ganz unbelebt, Im 
thätigkeit dürfe der Beamte keine Politik hineintragen; ſonſt ſtänden ihm Allgemeinen waren die leichten Sachen heute matter, während die . 
alle ſtaatsbürgerlichen Rechte frei. Zu dem erſteren, freilich in ſeinem ſich beſeſtigten und in ſteigender Richtung blieben. Dies war unter den 
Sinne, habe der Miniſter ſie aufgefordert; daher auch die Aufregung. Er Fankeffecken in beſonders hervortretender Weiſe bei den Disconto⸗Comm. 
ſehe keinen Unterſchied zwiſchen dem Amendement v. Vincke und dem Com: der ff 1 11 kommen 1955 u. und 1 55 u. Bu daß 
miffionsantrage, denn die Ueberweiſung ſei ja ſchon ein Vorwurf. Die der füge eldmarkt das Kapital ſichtlich den ſolideren Effectengattungen 
Wirkung werde eine große ſein. Zunächſt ſichere ſich das Haus einen ſehr zuführt. Aus dieſem Geſichtspunkt ſind vor Allem bedeutende Anlagen zu 
wichtigen Beistand, wenn es die Beamten ſchüge. Das Volk habe bisher erwähnen, die heute in eisenbahn Prioriutten und inländiſchen Unleiben 
zum Theil geglaubt, ein Beamter müſſe, um lich feine Stellung zu bewah⸗ ſtattfanden. Für Disconten ift Geld mit 374% vorhanden. (B. 1.9.8.) 
ten, feine Geſinnung verhehlen. Das werde aufhören, wenn die Beamten 
unter dem Schutze des Hauſes in ihrem politiſchen e erſtark⸗ 
eamten 


Weizen 
Raps 


Berliner Börse vom 4. Juli 1862. 


ten. Ferner verliere die Reaction ihren Haupthebel, wenn fie die T. - 
nicht mehr für jede Einwirkung gefügig finde. Es bedurfte eines folden Fonds- und Geldeourse. E 
Anſtoßes an das politiſche und humane Selbſtbewußtſein unſerer Beamten, #retw. S er e 0 6. Gbevsebiei. Ii... 7% / 1357, 4 128 ba. 
um die heilbringenden Früchte zu gewinnen, die ſich zeigten. Dankbar ac“ "ran Am; . 28,8107 5 lo. Der} 1137 & 164 ba. 
ceptire er, was darin unbewußt von dem Miniſterium geſchehen ſei (Bravo.. e 4 8 00 ba r 
Es iſt auf Schluß der Debatte angetra en. eo 150 8 fie sit dz dito Prior 1 - Il — — 
Der Schluß wird mit ziemlicher Majorität angenommen. Dagegen | *tr-Pehuld-Sch, . „3'410 bz- to prior 5. — 4ſt ba 
i i 5 ri ; Präm.-Aal. von MB 1311224, ba dito Prior .. 285.8. 
ein Theil der Fortſchrittspartei. 40 Jae teen en ba — . Bir 40 1014 6 
Abg. v. Vincke (Stargard) perſönlich bemerkend: Es ſei ihm nicht ein⸗ 5 a. Heutal. «9 % ½ ba Oppelr- Tarnew, 1 4 47% B 
gefallen zu ſagen, daß der Schwerpunkt der Krone in dem Miniſterium ruhe, 3 en ne ba — . 2 Eng- W. (MV) 1 1648. 
denn es würde eine Beleidigung ſein. die Krone mit dem jetzigen Miniſte⸗ 3 A a bee alte ge . — | AM. 
rium zu identifiziren. (Heiterkeit) Sein Mißtrauen gegen das Miniſterium Z Tosonsche 14 104% G 0110 Prior... — | 43 @. 
gehe nicht jo weit, daß er nicht gern annehmen werde, was es Gutes biete, 8 5 8 25 har — „ ite Ul. Ea. — 4 77 ba. 
und fo dürften auch wohl alle Mitglieder dieſes Hauſes denken. (Buftim: | gebotene ......1914194% B. . 81 % B. 
mung links.) o [Kur- a. Neumärk. 4 09 ba. Starg.-Poscner 4 3% 39%, bz. (excl D.) 
Abg. Graf Schwerin zur perſönlichen Bemerkung: Er habe die Fort: | 2 Porree .. . 4 25 b. ener . 4 [110% G- 
ſchrittspartei nicht als extreme Partei, ſondern wegen ihrer Grundſätze ans] S!prenasisene 4 2945 — . 1 6105 3 
gegriffen; übrigens ſei die Bildung dieſer Partei ebenfalls ein großer poli⸗ | Westt. u. heir. 4 0 Dr. ste I A lau _ 
tiſcher Fehler geweſen; darüber werde er ſich ein andermal ausſprechen kön⸗ e ;Sächeieshe .......| A 1:00 bz dio Prior 8. — 555 15 
nen. Doch glaube er gern, daß die Gründe, aus denen die Partei ſich ge⸗ rc I eito Alto — 18 4½ bz Nr 


bildet, ebenſo patriotiſch geweſen ſejen, wie diejenigen, die ihn bewogen, zu Preuss. und anal, Bahk-Aetid 


handeln, wie 1 e 55 5 auß aber de 17905 er * dieſer 5% 
Partei entgegenſtelle. as ſeinen Ausſpruch über den eren Abg. von ** 1861 F. 
Stolp betreffe, jo ſei ſeine Aeußerung nur die eines Privatmannes geweſen. I 87 4 9267. 0. 


Man habe ihn als ſolchen gefragt, ob er zu jenen Abgeordneten, wenn ſie 
gewählt würden, Vertrauen haben würde. Er habe geantwortet, daß es ihm 


Berl. W.-Crod.- G.] — 
Braunechw.Bonki A 


Der erſte Theil des Commiſſionsantrages der die widerrechtliche Beein⸗ N 
28% 8 


Ste 
* 9% 


4 
5 
4 00 n 
recht wäre, wenn Männer gewählt würden, die lange im Kreiſe anweſend aus, engl. leine. | 8 4% B. 5; 4% B 
en und Vertrauen beſäßen. Er halte es auch heute noch für befjer, als N Fe b 55 ba Fr 4 km Kigkt * 
wenn Männer von auswärtigen Comite's irgend wohin empfohlen würden. vols. 2 pöln- Bch-ORi. 5 32% b o g. 
(Abg. v. Vincke⸗Stargard: Sehr richtig!) dite II E 4 % B. 5 . 
Der Referent empfiehlt ſchließlich den letzten Theil des Commiſſionsantra⸗ vom. Opi, 8 60% P. 4 n 6. 2 4467 da u. B 
ges; auf den erſten wolle er im Intereſſe einer möglichſt großen Einigkeit! e 1 40 . . e bu 2 „ e etw. bzu.G 
des Votums kein Gewicht legen. Die Theilung des Antrages wird hierauf] poin, Banknoten ....i— 4, 8 Ves 8745 
von dem Abg. v. Kirchmann beantragt und genebmigt. Turhose AUT! 57 E F ale 48/0 
Das Amend. v. Vincke bleibt in der Minorität (dafür nur die Reichen: | . 8. Leipziger 94142 
ſpergerſche und Vinckeſche Fraktion). Euzembre. 5 4 4 em 
5 d 
2 
4 
70 


trächtigung der Wahlfreiheit durch Herrn v. Prittwitz ausſpricht — wird mit u 

großer Majorität angenommen, eben ſo auch der zweite Theil, dem auch al BER 100 N be. 

Saucken und e e en, Das Die] 8 80 10 be. 47 4% 240. 

Comm. empfiehlt über fernere etitionen ohne Erörterung zur Tages: | Bra Märtischs len 2, „ e 

ordnung b Ueber drei derſelben iſt von Mitgliedern des Hauſes Jer Bambu. 9 re * 1 

eine Zurückweiſung an die Commiſſion zur Erörterung — nach der neuen] e ge. ı1 | a 8% be - —— 

Geſchäftsordnung — beantragt und ſie erfolgt. Ueber die anderen geht man Fernen % 4 21 8. (rep) Weehsel-Course. 

zur Tagesordnung. — Abg. Stavenhagen regt dabei an, daß ſich unter Dies | Odd 124, 27% 10 6. b Ea * 

ſen auch Geſuche von Invaliden befänden, welche nun allerdings verftums Fre 36 Wera. 6% © j181 de (excD) 2 4 J 82 br 

men würden, da fie ibre Petitionen zu begründen nicht vermöchten, daß aber | grade , 4 |. e 2K ba. 

deshalb auf ein Auſhören der Noth der Invaliden nicht geſchloſſen werden e. 117 4 4 «% IFeaden . . . 1 0 bz 

dürfe. — Abg. v. Roſenberg⸗Lipinsky rügt das Verfahren der Comm., Main-Ludw. A. 7 | 4 j124 ba. Wien öatert. Wb. T. 7916 ba 

überhaupt ohne Bericht den Uebergang zur Tagesordnung zu empfehlen. — ® lanburgor... * 57% 6 Ae 5 fte ba 

Abg. Oſterrath glaubt, daß die Neuerungen der Geſchäftsordnung noch] a ee 3 7 12 55 ae Karten 

nicht vollkommen ſeien. Das Haus verläßt, nachdem noch Kühne, der | Nicderachies. ...} 4 7 89% bz 0 . f A . 

Präſident u. A. ſich darüber geäußert, dieſe Frage ohne weiteren Beſchluß. a re 2 63% 4 Sa Fronktart a. M. . |? Kd. dd bz 2 
Vertagung wird beantragt und angenommen. Die Fortſetzung der heute a Fasz... —. AA ET MN r a Das 

zur Tagesordnung ſtehenden Debatten wird auf morgen 10 Uhr Vorm. an⸗ Obersee, K. . Ta 1834. 4 164 b. | Gem 


geſetzt. Schluß 24% Uhr. 5 

Breslau, 5. Juli. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Ohlauerſtraße 
Nr. 12 zwei weiße mit grünen Punkten (in der Größe eines Silbergroſchen) 
gemuſterte Batiſtkſeider, drei weiße Damenkragen, gezeichnet O. K. und 
M. K., und ein geſticktes weißes Taſchentuch. x 

Verloren wurde: ein roth⸗ und grün⸗karrirtes ſeidenes Cravattentuch, 
enthaltend eine Rolle mit zehn Thaler; ein Packet, enthaltend einen Firmen⸗ 
Stempel, auf E. O. Moritz und Comp, lautend. a 

Gefunden wurden: ein Lederfutteral und ein Portemonnaie mit circa 13 
Sgr. Inhalt. 2 

Angekommen: Se. Excellenz kaiſerl, ruſſiſcher General von Woltemor 
mit Gefolge aus Moskau. Kaiſerl. ruſſiſcher Geheimer Rath v. Haurowitz 
aus Petersburg. Major im Generalſtabe Graf von Walderſee und Ge⸗ 


Berlin, 4. Juli. Weizen toco 65—80 Thlr. nach Qualität. 
Roggen docs galiz. 51 —50 Thlr. ab Bahn und Boden bezahlt, 
ſchwimm. eine Ladung 80—8ipfd. 52% Thlr., 80. —82pfd. 52% — 53 ½ Thlr. 
ab Kahn bez., Juli 51 — 4 — “ Thlr. bez., Juli⸗Aug. 50% — , — , Thlr. 
bez, und Gld., 4 Thlr. Br., Septbr.⸗Oktbr. 50½ — 4 —. 1 Thlr. bez., Br. 
und Gld., Oktbr.⸗Novbr. 49 % —½ — , Thlr. bez. und Gld., % Thlr. Br., 
Novbr.⸗Dezbr. 49—48 , Thlr. bez. und Gld. 48% Thlr⸗ Br. — Gerſte, 
große und kleine, 34. 38 Thlr. pr. 1750 Pfd. — Hafer loco 24—27 
Thlr., feiner weißer ſchleſ. 27 Thlr. ab Bahn bez., Lieferung pr. Juli und 
Juli⸗Aug. 25% Thlr. bez. und Gld., % Thlr. Br., Aug.⸗Septbr. 25% Thlr. 
bez. und Gld., % Thlr. Br., Sept.⸗Oktbr. 25% Thlr. bez., Oktbr.⸗Novbr. 
25% — Thlr. bez., Novbr.⸗Dezbr. 25% Thlr. bez. — Erbſen, Koch⸗ 
und Futterwaare 50--56 Thlr. Winterraps 100—105 Thlr. 
— BWinterrübjen 98—102 Thlr. — Rübböl loco 14% Thlr. Br., Juli 


mahlin aus Berlinn x (Goll) |14% Tbl. Br., Juli-Aug. 14% Thle. bez. und Ob, % blk. Br., Aug. 

Breslauer Steruwarte. an * an 55 an: au 8 Ai b 74 au. 
4. Juli 10 U. Abds.] 27 8,19 | +114 W. I. Ueberwitt Dezbt. 14% Tölle de. ein zl Jes 18 Tul. Spiritus 1058 
2 Fer f bez. — inöl loco 13% Thlr. — Spiritus loc 
5. Juli 6 U. Morg.] 27 7,81 | +10,8 | S. 1. Bedeckt. Regen. ohne Faß 19%, Tolr. bei, Juli und J Ang. 19 Thlr. ber. 3 Br, 


19 Thlr. Gld, Auguſt⸗Septbr. 19% — 4 Thlr. bez. und Br., „ Thlr. Gld., 
Septbr. Oktbr. dito, Oktbr.⸗Novbr. 18% —½ Thlr. bez. und Br., % Thlr. 
Gld., Novbr.⸗Dezbr. 18% —18% Thlr. bez. und Gld., 7 Thlr. Br. 


* Breslau, 5. Juli. Wind: Süd⸗Weſt. Wetter: Früh regnicht. Ther⸗ 
mometer Früh 10° Wärme. Die nicht ſehr belangreichen Zufuhren von Ge⸗ 
treide fanden vielſeitige Beachtung zu theilweiſe höheren Preiſen. 


Waſſerſtand. 
Breslau, 5. Juli. Oberpegel: 15 F. 13. Unterpegel: 1 F. 10 3. 


up ag Courſe und Börfen: Nachrichten. 

Paris, 4. Juli, Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. eröffnete zu 68, 35, fiel 
auf 68, 30, hob ſich 3 68, m gi ya 178 nn 
zu bemfelben Course. Conſols von Mittags „ Ubr waren 92% eingetroffen. | Weizen gut preishaltend; pr. Abptd, weer 74-87 Sg, gelber 74 
Schluß-Courfe: Bytog. Rente 68, 45.  *4proz. Rente 97, —. iron -85 Gar, — Mogaen fehe feit, feine Waare über Notiz bezahlt, pr. 
Spanier 49%. Iproz. Spanier —. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats Zapſd. 5558-60-62 Sgr. — Serite feit; pr. 70pfe. 40% 411 Sgr. 
Eiſenbahn⸗Altien 512. Credit-mobilier, Aktien 853. Lomb. Eiſenbahn-Aktien[ — Hafer behauptet; pr. 50 pfd. ſchleſiſcher 26 27% Sgr. — Erbſen und 
is er D, Moda 3 Uhr. Silber 61, Conſals 91%. Iproy ieh 9 1 — Rapskuchen gefragt; 53 Sgr. — Oel⸗ 

. Al Bu San f . ſaaten bei reichli i 
Spanier 43%, Mexitaner 28%. Sardinier 82%, proz. Ruſſen 95. ale i reichlichen Angeboten und matteren Berichten von auswärts 


5 i j ruhiger. — Schlaglein wenig angeboten. 
8. 0 5 . 83%. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 8% Sch., Wien 12 Sgr. br, Schff. Sgr. pr. Schff. 
Nach dem neueſten Bankausweis beträgt der Noten⸗Umlauf 21,605,855, Weißer Weizen 75—82—88 Erbſen. 46—49—54 
der Metallvorrath 16,220,771 Pfd. STt. Gelber Weizen ...... 75—82—87 Wicken . . 36—40—44 
Der fällige Dampfer aus Rio Janeiro iſt angekommen. Geringer u. blauſpitziger 68—73—80 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 
Wien, 1. Juli, Mitt. 12 Uhr 30 M. Börfe feſt aber geſchäftslos. proz. Roggen 55—59—63 Schlag⸗Leinſaaat 160 —185—210 
Metall, 71. 10 Agproz. Metall. 62, 50. Bank⸗Aftien 817. Nordbahn Gerſte. Ben neee 3 
194, 40. 1854er Looſe 91, —. National⸗Anleihe 82, 20. Staats⸗Eiſenb.⸗ Hafer 23—.26—29 Winter⸗Rübſen 208—226——244 


Aktien⸗Cert. 254, — Creditaktien 218, 10. London 128, 10. Hamburg 
95, 50. 5 50.70, Gold — —, Silber . Glifabetbahn 161, 50 
Lomb. Eiſenbahn 283, — Neue Looſe 132, 30. 1860er Looſe 92, 25, 
Frankfurt a. M., 4. Juli, Nm. 2 U. WR, Oeſtr. Effekten, beſonders engl. 
Metallig. von 1859 beſſer bezahlt. Vollbezahlte neue Ruſſen 90% —%. Schluß⸗ 
Courſe: Ludwigsh.⸗Berbach 135%. Wiener Wechſel 92. Darmſt. Bank⸗ 
aktien 216, Darmſt. Zettelbank 249. 5pro3. Met. 54. 4 proz. Met. 47%. 
1854er Looſe 71%. Oeſterr. National⸗Anleihe 63%. Oeſt.⸗Franz. Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 234. Oeſterr. Ban;⸗Antheile 756. Oeſterr. Credit⸗Aktien 200. 


ohne Angebot, 8—11—13% —16—1 
Kartoffeln pr. Sack & 150 Pfd. netto 22—25 Sgr. 
Vor der Börſe. 
Rohes Rübböl feft, pr. Ctr. loco, Sommermonate und Herbſt 14% Thlr. 
Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 18½ Thlr. Gld., Sommer: 
monate 18% Thlr. Br., Herbit 18% Thlr. Geld. 


Poſen, 4. Juli. Wetter: windig. Roggen: feſt, ſchließt ruhiger. 
Gef. — Wispel, Loco per d. Monat 44% — / — 7 bez., Br. u d., 


Neueite österr. Unleise 73. Deiterr, Cllſobet⸗Bahn 121. Mhem⸗Nahe- Juli⸗Auguſt 4. bez. u. Br. Auguſt⸗September 44% — , bez. u. 
Bahn 38%. Matata ins. Lin, A, 124%. Br, September⸗Ottober 44 bez. u. Br., October⸗November 44% Br., N. 


2 

amburg, 4. Juli Nachm.? Uhr 30 Minuten Börſe ganz geſchäftslos. 
Shlun :Courfe: National⸗Anleihe 63 74. Oeſterr. Crevit-Xttien 84%. 
Vereinsbank 101%, Norddeutſche Bank 95%. Rheiniſche 92, Nordbahn 
6214. Disconto 4. Wien 98, —. Petersburg 30. 
Hamburg, 4 Juli. [(Getreidemartt.“ Weizen loco feſter, ab 
auswärts feſt gehalten. Roggen loco 2 Thlr. höher, ab Königsberg pr. 
uli⸗Auguſt zu 83—84 zu machen. Oel loco 29%, pr. Oktbr. 29% Kaffee 

kleines Conſum⸗Geſchäft. N 


vember⸗Dezember 44 Br. 

Spiritus: feſt. Gel, 6000 Qrt. Loco per d. Monat 18% bez. u. 
Gld., Auguſt 18% Br., September 18%, bez., % Gld., Oktober 17% Ci, 
18 Br., November 17% Br., Dezember 17% Br. 5 


Hartwig Kantotrowicz Söhne“. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. Te 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


— 


Kleeſaat, rothe ſehr gut W RB Thlr., weiße 
r. f 


— — PORRE 


